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Detlef Oesterreich, Christa Händle und Luitgard Trommer 

Perspektiven der politischen Bildung 
Ergebnisse einer Expertenbefragung über Defizite und Chancen 
der aktuellen Entwicklung in Schulen 

Welche politische Bildung haben Jugendliche und wie haben sie diese Bildung 
erworben? Dies sind die zwei zentralen Fragen, die wir im Projekt „Civic Edu-
cation" des Max-Planck-Instituts far Bildungsforschung erforschen. 

Die politische Bildung von Jugendlichen wurde vor zwei Jahrzehnten in einer 
internationalen Vergleichsstudie im Rahmen der IEA (International Associa-
tion for the Evaluation of Educational Achievement) untersucht (Torney u.a., 
1975). Um die Jahrtausendwende findet wiederum im Rahmen der IEA eine 
vergleichende Untersuchung der politischen Bildung von Jugendlichen in über 
20 Ländern statt. 

Die zweite Frage nach dem Wissens- und Kompetenzerwerb wird zusätzlich 
vor allem in der deutschen Studie gestellt. Sie ist komplexer, denn anders als 
in den naturwissenschaftlichen Fächern oder im Fach Mathematik, wo Ju-
gendliche weitgehend nur das wissen, was sie im Unterricht lernen, wird po-
litische Bildung in ganz unterschiedlichen Bereichen erworben. Neben dem 
Politikunterricht in der Schule geschieht dies durch die Thematisierung poli-
tischer Fragen in anderen Unterrichtsfächern, in Schulprojekten, durch demo-
kratische Entscheidungen und Umgangsformen in der Schule, durch Informa-
tionen und Diskussionen in der Peer-Gruppe und in der Familie sowie durch 
die Medien. Wie wichtig einzelne dieser Bereiche fiir politische Bildung sind 
sowie in welchem Maße Wissen und Kompetenzen zu spezifischen Themen in 
diesen Erfahrungsbereichen erworben werden, ist weitgehend unerforscht und 
bleibt zu untersuchen. 

Im Folgenden soll kurz das internationale Forschungsprojekt der IEA, in des-
sen Rahmen dieses Projekt steht, geschildert werden, anschließend sollen Tei-
lergebnisse aus der ersten Phase des Projektes berichtet werden, die sich mit 
den Einschätzungen von Expertinnen und Experten zu Ursachen fir die Dis-
krepanzen zwischen ihren Ansprüchen an politische Bildung in der Sekundar-
stufe und ihrer Einschätzung der Realisierung befassen sowie mit deren Emp-
fehlungen zu einer Verbesserung der Situation. 

1. Skizze des internationalen Forschungsprojektes 

Schwerpunkt des internationalen Forschungsprojektes ist eine Untersuchung 
der politischen Bildung in Schulen, ihrer Ziele und deren Realisierung insbe-
sondere in der Sekundarstufe I. Das Projekt gliedert sich in zwei Phasen: In 
der ersten Phase, die 1997 abgeschlossen wurde, werden Ziele und Rahmen-
bedingungen politischer Bildung in den beteiligten Ländern untersucht und dar- 
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gestellt, in der zweiten Phase (ab 1997) die Ergebnisse ihrer Vermittlung in der 
Sekundarstufe. 24 Lander— schwerpunktmäßig Industrienationen in West- und 
Osteuropa —haben sich an der 1. Phase des Projekts beteiligt, 28 in der 2. Phase. 
Dazu wurden repräsentative Stichproben von Jugendlichen der 8. Schulklasse 
mit Hilfe eines von alien am Projekt beteiligten Ländern entwickelten Frage-
bogens untersucht. Die Hauptuntersuchung fand im Frühjahr 1999 statt. 

Initiiert wurde das Projekt im Rahmen der International Association for the 
Evaluation of Educational Achievement (IEA) von Judith Torney-Purta, die An-
fang der 70er Jahre schon an der ersten IEA-Studie zur politischen Bildung 
beteiligt war (Torney u.a. 1975). Die deutsche Untersuchung wurde von einer 
Projektgruppe am Berliner Max-Planck-Institut fir Bildungsforschung durch-
geführt. Inzwischen sind fiber die 1. Phase des Projektes ein internationaler 
und ein nationaler Bericht erschienen (Torney-Purta u.a. 1999, Händle u.a. 
1999). Der internationale Bericht über die 2. Phase wurde 2001 publiziert (Tor-
ney-Purta u.a. 2001), der nationale Bericht über die Befragung der Jugend-
lichen erscheint Anfang 2002 (Oesterreich). 

2. Befragung von Experten und Expertinnen 

Um einen Überblick zur Situation politischer Bildung in der Sekundarstufe I 
in der Bundesrepublik Deutschland zu bekommen, haben wir in der ersten Phase 
des Projektes Lehrpläne aller Bundesländer untersucht (Trommer, 1999), aus-
gewählte Projektdokumentationen gesichtet (Händle 1997, 1999) und knapp 
100 Experten und Expertinnen mit Hilfe eines Fragebogens nach den Zielen 
politischer Bildung sowie ihrer Realisierung in der Sekundarstufe I befragt 
(Oesterreich u.a. 1999). Die im Fragebogen genannten möglichen Ziele poli-
tischer Bildung finden sich in den folgenden Bereichen: Verständnis von De-
mokratie, ökonomische und ökologische Probleme der Industriegesellschaft, 
nationale Identität, die Bedeutung des Holocaust fir das Selbstverständnis deut-
scher Politik und Identität, die Rolle von Minderheiten und Ausländern, die 
Gewaltproblematik sowie didaktische Konzepte und Schulkultur. 

Um ein breites Spektrum von Positionen und beruflichen Erfahrungen einzu-
beziehen, haben wir Experten und Expertinnen im Bereich der politischen Bil-
dung aus Schulen (Lehrpersonen und Jugendliche), Hochschulen, Wissenschaft 
und Lehrerfortbildung angesprochen sowie aus Verbänden, wie Kirchen, Par-
teien und Gewerkschaften. Die Experten und Expertinnen kommen aus allen 
16 Bundesländern; wir haben ebenso viele Frauen wie Männer befragt. 

Die Studie fand als Haupt- und anschließende Nachbefragung statt. In der Nach-
befragung haben wir die Experten und Expertinnen gebeten, die zentralen Er-
gebnisse der ersten Befragungsrunde einzuschätzen. Zudem haben wir eine 
Reihe weiterer Fragen zur Interpretation der Ergebnisse der ersten Befragung 
gestellt. 

In der ersten Runde der Expertenbefragung sprechen sich die Expertinnen und 
Experten klar fur liberal-humanistische Ziele politischer Bildung wie Solida-
rität und Gleichheit, soziales Engagement und soziale Verantwortung sowie 
den Erwerb politischer Handlungskompetenzen aus. Sie lehnen die Vermitt-
lung eines traditionell völkisch orientierten deutschen Nationalbewusstseins 
ab und fordern eine gleichberechtigte Integration von Ausländern als Lernziel. 

364 	 Die Deutsche Schule, 93. Jg. 2001, H. 3 



Zugleich betonen sie, dass in der Sekundarstufe I diese Ziele weitgehend nicht 
erreicht werden (vgl. Oesterreich u.a. 1999). Die Diskrepanzen sind dabei je 
nach Lernziel unterschiedlich hoch; gerade als besonders wichtig erachtete 
Lernziele, wie die Übernahme sozialer Verantwortung oder die gleichberech-
tigte Integration von Ausländern in die deutsche Gesellschaft werden nach Auf-
fassung der Expertinnen und Experten schlecht erreicht, während bei weniger 
wichtigen Lernzielen die Differenz zur eingeschätzten Realisierung geringer 
ist. 

Die von den Befragten hervorgehobenen liberal-humanistischen Zielsetzun-
gen für politischen Unterricht sind sehr anspruchsvoll und wirken oft norma-
tiv. Sie stimmen aber in hohem Maße mit den Zielsetzungen politischer Bil-
dung der Rahmenpläne fur den politischen Unterricht der Bundesländer 
überein. Danach zielt politische Bildung auf „gebildete und informierte Bür-
ger" oder „mündige Bürger". Verstanden werden darunter Menschen, die die 
Werte und Rechtsnormen der freiheitlich demokratischen Grundordnung ver-
stehen und anerkennen, die Menschenwürde achten, Kooperationsfähigkeit, 
Kompromissbereitschaft und aktive Toleranz entwickeln sowie die eigenen So-
zialisationsbedingungen überprüfen und Wertvorstellungen für die eigene Le-
bensgestaltung formulieren. (Trommer 1999) 

Angesichts der konservativen Strömungen in der Gesellschaft und im Bil-
dungssystem stellt sich die Frage, ob die Auffassungen unserer Befragten als 
repräsentativ gelten können. Dazu ist festzuhalten, dass, obwohl wir uns bei 
der Auswahl der Befragten um ein möglichst breites Spektrum von Positionen 
und beruflichen Erfahrungen bemüht haben, wir nur solche Personen und In-
stitutionen ansprechen konnten, die für uns visibel waren. Es handelt sich von 
daher bei den Befragten um eher bildungspolitisch engagierte Personen. Es mag 
Gruppen geben, die anders denken, die wir aber mangels Visibilität nicht be-
fragen konnten. 

3. Gründe für die schlechte Realisierung wichtiger Lernziele in der 
Sekundarstufe I 

Wir haben die Experten und Expertinnen in der zweiten Befragung nach ihrer 
Einschätzung der Gründe fir die große Dfferenz zwischen Anspruch und Re-
alität politischer Bildung gefragt. Werden die Ziele politischer Bildung durch 
die politische Kultur außerhalb der Schule konterkariert oder liegen die 
Gründe far den schlechten Lernerfolg möglicherweise in der Schule selbst? Ist 
vielleicht die Schule als Institution generell überfordert mit der Realisierung 
anspruchsvoller Lernziele? 

Als Gründe far die schlechte Realisierung als wichtig erachteter Lernziele in 
der Sekundarstufe I sehen die Experten und Expertinnen vor allem den be-
grenzten zeitlichen Rahmen für die politische Bildung. 84 Prozent meinen, dass 
dies ein Grund für die schlechte Realisierung der Lernziele politischer Bildung 
sei, nur 9 Prozent meinen, dies stimme nicht. Demgegenüber finden sowohl 
das gesellschaftskritische Argument, dass konservative Strömungen außerhalb 
der Schule, zum Beispiel in den Medien, für eher konservative Orientierungen 
der Schüler verantwortlich seien, als auch die schulkritische Auffassung, dass 
die Schule als Institution prinzipiell mit der Realisierung anspruchsvoller wün-
schenswerter Lernziele überfordert sei, weniger Zustimmung. Auch organisa- 
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Tabelle 1: Grande für die schlechte Realisierung fur wichtig erachteter Lernziele in der 
Sekundarstufe I (Befragte in Prozent) 
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Mit der Realisierung anspruchsvoller wünschens- 
werter Ziele politischer Bildung ist die Schule als 
Institution prinzipiell überfordert 

58 6 36 2,62 1,14 

Der begrenzte zeitliche Rahmen für politischen 
Unterricht behindert die Realisierung 

84 7 9 1,75 0,95 

Rahmenrichtlinien, Vorschriften und Lehrbücher 
erschweren die Realisierung 

36 13 51 3,13 1,23 

Andere Kolleginnen und Kollegen teilen diese 
Ziele nicht und arbeiten bei ihrer Realisierung 
unzureichend zusammen 

55 13 31 2,72 1,17 

Jugendliche der Sekundarstufe haben begrenztes 
Interesse an politischer Bildung und verweigern 
sich einer Realisierung vieler anspruchsvoller Ziele 

60 6 35 2,58 1,23 

Fachfremd erteilter Unterricht 38 26 37 3,02 1,19 

Politisch kontroverse Meinungen werden im 
Unterricht und durch Zensuren negativ sanktioniert 

23 11 66 3,60 1,24 

Die Begrenzung auf Vormittagsunterricht und die 
Priorität von Fachunterricht erschweren die 
Realisierung anspruchsvoller Ziele politischen 
Unterrichts 

62 11 27 2,55 1,30 

Diese Ziele sind zwar wünschenswert, de facto 
werden jedoch außerhalb der Schule in den Medien 
vor allem konservative Orientierungen vermittelt 

59 13 39 2,89 1,36 

torische Grande, wie der einer „Begrenzung auf Vormittagsunterricht und die 
Priorität von Fachunterricht", einer Erschwerung durch „Rahmenrichtlinien, 
Vorschriften und Lehrbücher" und „fachfremd erteilter Unterricht" haben ei-
nen deutlich geringeren Stellenwert. 

Am stärksten abgelehnt wird als möglicher Grund, „politisch kontroverse Mei-
nungen" würden „im Unterricht und durch Zensuren negativ sanktioniert". Nur 
23 Prozent stimmen dem zu, 66 Prozent meinen, dies spiele keine Rolle. 

Die Experten und Expertinnen haben zu den Gründen für die schlechte Rea-
lisierung von anspruchsvollen Lernzielen in der Schule relativ klare, wenn auch 
unterschiedliche Auffassungen. Klar sind die Auffassungen deshalb, weil sie 
bei ihren Antworten die unverbindliche Mittelkategorie „schwer zu sagen" nur 
in geringem Maße benutzen; unterschiedlich sind sie, weil die Antworten sich 
fiber alle fünf Kategorien verteilen. Unterschiedliche Auffassungen ergeben 
sich insbesondere hinsichtlich der Einschätzungen, die Schule sei mit de - 
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alisierung anspruchsvoller Lernziele politischer Bildung prinzipiell überfor-
dert, oder aber Jugendliche an der Sekundarstufe I hätten nur begrenztes Inte-
resse an politischer Bildung. Eindeutiger sind dagegen die Meinungen in der 
Zustimmung zur Aussage, „der zeitlich begrenzte Rahmen für politischen 
Unterricht" behindere eine Realisierung anspruchsvoller Ziele. 

Wir haben auch nach dem Stellenwert der politischen Kultur fir die Politik-
verdrossenheit von Jugendlichen gefragt und sechs mögliche Gründe vorge-
geben (vgl. Tab. 2). Im Vordergrund stehen nach Auffassung der Expertinnen 
und Experten Defizite in den Möglichkeiten von Jugendlichen, an politischen 
Entscheidungen zu partizipieren (79 %). 67 Prozent sehen eine „Vernachläs-
sigung der berechtigten Interessen einzelner Gruppen, insbesondere von Kin-
dern und Jugendlichen" als Ursachen von Politikverdrossenheit. Eine fast glei-
che Bedeutung messen sie aber auch der geringen Glaubwürdigkeit und 
Gemeinwohlorientierung der Politik und ihrer Repräsentanten zu: „Opportu-
nität und Lüge im politischen Geschäft" nennen 66 Prozent der Befragten und 
61 Prozent nennen „Positionssicherung und Selbstversorgung von Politikern 
und politischen Parteien". 

Einen deutlich geringeren Stellenwert hat das allgemeine Argument, die Poli-
tiker hätten „geringe Neigung, die Interessen und Meinungen der Bürgerinnen 
zu berücksichtigen" (30 %), das stellen die Befragten zugunsten einer spezi-
fischer Zustimmung zum Argument einer Vernachlässigung berechtigter Inte-
ressen von Kindern und Jugendlichen zurück. Nur 13 Prozent sehen in einer 
„Ausgrenzung unbequemer KritikerInnen" einen Grund fir Politikverdros-
senheit. 

Tabelle 2: Gründe fur die Politikverdrossenheit von Jugendlichen (Prozent der 
Befragten) 

Grund 
genannt 

Geringe Einflussmöglichkeiten auf politische Entscheidungen 79 

Positionssicherung und Selbstversorgung von Politikern und 
politischen Partei en 

61 

Opportunität und Lüge im politischen Geschäft 66 

Geringe Neigung, die Interessen und Meinungen der 
Bürgerinnen zu berücksichtigen 30 

Ausgrenzung unbequemer Kritikerinnen 13 

Vernachlässigung der berechtigten Interessen einzelner 
Gruppen, insbesondere von Kindern und Jugendlichen 

67 

Zur Erklärung von Politikverdrossenheit werden also herangezogen die Ohn-
macht, an politischen Entscheidungen zu partizipieren, die Resignation, die 
eigenen Interessen berücksichtigt zu sehen, sowie die mangelnde Glaubwür-
digkeit und Allgemeinwohlorientierung im politischen System der Bundesre-
publik Deutschland. 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die Experten und Expertin-
nen Grande für die mangelnde Realisierung anspruchsvoller Lernziele im Be- 
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reich politischer Bildung sowohl in der politischen Kultur der Bundesrepublik 
Deutschland als auch bi den Jugendlichen und in der Schule sehen. In der 
Schule sehen sie vor allem den zeitlich begrenzten Rahmen fir politischen Unter-
richt als Hinderungsgrund. 

4. Maßnahmen zur Verbesserung der politischen Bildung in der 
Sekundarstufe 

Fragt man nach Maßnahmen zur Verbesserung der politischen Bildung in der 
Sekundarstufe I, dann ist der Stellenwert, den die zeitliche Begrenzung des Unter-
richts als Grund für eine schlechte Realisierung wichtiger Lernziele hat, deut-
lich geringer. Auch in diesem Zusammenhang sagt zwar eine klare Mehrheit, 
dass eine Erhöhung des Stundenanteils des Faches nützlich wäre (76 %), noch 
mehr Zustimmung finden schulorganisatorische Maßnahmen, die sich auf eine 
„Förderung der Kooperation mit anderen Fächern" beziehen (95 %), auf ein 
„Gewinnen von Kooperationspartnern aus Politik, Wissenschaft und sozialen 
Bewegungen fir Arbeitsgemeinschaften und Projekte" (86 %) und auf jährli-
che Projektwochen zur politischen Bildung" (80 %) (siehe hierzu Tab. 3). 

Dies zeigt, dass die Befragtengruppe den Spielraum far eine Verbesserung po-
litischen Unterrichts trotz schlechter Rahmenbedingungen (der zu geringe Stun-
denanteil) durchaus nicht fir ausgeschöpft hält. Insbesondere die Betonung 
verbesserter Kooperation verdeutlicht dies. Bedenkt man, dass die Inhalte po-
litischer Bildung nicht auf den politischen Unterricht beschränkt sind, sondern 
auch in anderen Fächern, wie Geschichte, Geographie, Religion und Deutsch 
vermittelt werden, dann leuchtet unmittelbar ein, dass es hier Handlungs-
spielräume gibt, durch Kooperation Lehrinhalte besser aufeinander abzustim-
men und so politische Bildung als Unterrichtsprinzip zu verstärken. 

Insgesamt werden die Maßnahmen zur Verbesserung der politischen Bildung ein-
heitlicher als die Diagnose der Gründe fir die geringe Effizienz politischen Unter-
richts eingeschätzt. Erstens finden alle die genannten möglichen Maßnahmen 
deutlich mehr Zustimmung als Ablehnung und zweitens stimmen die Befragten 
in ihren Einschätzungen weitgehend überein. Mit 55 Prozent am niedrigsten ein-
gestuft wird die Maßnahme „Stundenentlastung fir Curriculumentwicklung und 
Anfertigung von Arbeitsmaterialien zusammen mit anderen Kolleginnen und Kol-
legen". Dennoch wird auch diese Maßnahme fir nützlich gehalten. 

Betrachtet man einerseits die Einschätzungen der Gründe far den geringen Er-
folg politischer Bildung und andererseits der Maßnahmen zu ihrer Verbesse-
rung im Zusammenhang, dann ergibt sich durchaus ein hoffnungsvolles Bild. 
Es liegt zwar nach Auffassung der Expertinnen und Experten in erster Linie 
an Rahmenbedingungen in der Schule, dass politische Bildung weniger er-
folgreich ist als erwünscht (zu geringer Stundenanteil), zugleich werden aber viel-
fältige organisatorische Maßnahmen fiir Verbesserungen politischer Bildung ge-
sehen. Diese beziehen sich nicht nur auf die zentrale jedoch vielleicht in der 
Konkurrenz der Fächer am schwersten zu realisierende Forderung nach einer Er-
höhung des Stundenanteils des Faches Politik, sondern auch auf eine Reihe von 
Änderungen, wobei im vorgegebenen Rahmen die verbesserte Kooperation mit 
Expertinnen und Experten von außen sowie mit anderen Fächern und zusätzli-
che Nachmittagsangebote und Projektwochen im Vordergrund stehen. 
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Tabelle 3: Maßnahmen zur Verbesserung der politischen Bildung in der Sekundarstufe 
(Befragte in Prozent) 
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Erhöhung des Stundenanteils des Faches 76 11 13 2,11 1,05 

Förderung von Kooperation mit anderen Fächern 95 4 2 1,45 0,66 

Stundenentlastung für Curriculumentwicklung und 
Anfertigung von Arbeitsmaterialien zusammen mit 
anderen Kolleginnen und Kollegen 

55 15 31 2,62 1,31 

Angebote von Arbeitsgemeinschaften zur politi- 
schen Bildung far Jugendliche am Nachmittag 
in der Schule bei Anrechnung auf die Pflichtstunden 
der Lehrpersonen 

76 7 17 2,04 1,10 

Jährliche Projektwochen zur politischen Bildung 80 9 11 1,98 0,98 

Gewinnen von Kooperationspartnern aus Politik, 
Wissenschaft und sozialen Bewegungen für 
Arbeitsgemeinschaften und Projekte 

86 7 7 1,58 0,92 

5. Maßnahmen zur Förderung politischer Kompetenzen 

Der geringe Erfolg politischer Bildung wirft nicht nur die Frage auf, durch wel-
che organisatorischen Veränderungen in der Schule politische Bildung zu ver-
bessern wäre, sondern auch, welche pädagogisch-didaktischen Maßnahmen die 
Situation verbessern könnten. Wir haben in diesem Zusammenhang speziell 
danach gefragt, wie Jugendliche zu politischer Beteiligung ermutigt werden 
können. Die Experten und Expertinnen wurden um eine Einschätzung von 14 
Vorgaben gebeten (vgl. Tab. 4). Keine dieser Vorgaben lehnen die Befragten 
ab, dennoch variiert die Zustimmung zu diesen Vorschlägen in starkem Maße 
zwischen sehr sinnvoll, sinnvoll und unter Umständen sinnvoll. 

Für am sinnvollsten gilt das Praktizieren demokratischer Umgangsformen in 
der Schule. Alle Experten und Expertinnen halten dies für eine sinnvolle pä-
dagogische Maßnahme, fast Zweidrittel davon sogar für eine sehr sinnvolle. 
Einen hohen Stellenwert geben viele der Experten und Expertinnen auch prak-
tischem Engagement wie „Eigene Beiträge zur Lösung lokaler Probleme" (sehr 
sinnvoll oder sinnvoll sagen 84 %), „Gemeinsame Projekte mit ausländischen 
Jugendlichen" (80 %), „Befragungen, Anhörungen und Mitarbeit in Jugend-
parlamenten" (73 %), sowie Erkundungen und intellektueller Auseinanderset-
zung, wie „Anleitung zu kritischer Presselektüre" (82 %), „Information über 
die Funktionsweise des politischen Systems" (67 %) und „Besuche von Insti-
tutionen, wie Parlamente, Gerichte oder wichtige Gedenkstätten" (65 %). 



Tabelle 4: Wie sollten Jugendliche zu politischer Beteiligung ermutigt werden? (Be-
fragte in Prozent) 

sinnvoll u. U. 
sinnvoll 

wenig 
sinnvoll 

ii 0' 

Durch Information über die 
Funktionsweise des politischen 
Systems 

67 23 10 2,21 0,91 

Durch den Besuch politischer 
Veranstaltungen mit der Schulklasse 

37 54 9 2,58 0,92 

Durch Besuche von Institutionen, 
wie Parlamente, Gerichte oder 
wichtige Gedenkstätten 

65 32 3 2,13 0,82 

Durch die vergleichende Dis- 
kussion von Parteiprogrammen 

40 46 14 2,65 0,89 

Durch gemeinsame Projekte mit 
ausländischen Jugendlichen 

80 17 2 1,83 0,80 

Durch Teilnahme an Projekten zur 
Reintegration von Jugendliche
aus Randgruppen 

60 29 11 2,32 0,96 

Durch Teilnahme an 
Demonstrationen 

19 44 36 3,25 1,00 

Durch Prak-tizienmg demokratischer 
Umgangsformen in der Schule 

95 5 — 1,42 0,61 

Durch eigene Beiträge zur 
Lösung lokaler Probleme 

84 15 1 1,66  0,82 

Durch Anleitung zu 
kritischer Presselektüre 

82 15 2 1,85 0,78 

Durch Befragungen, Anhörungen 
und Mitarbeit in Jugend-
parlamenten u.a. 

73 25 2 2,01 0,81 

Durch direkte Konfrontation 
mit Armut und Randgruppen 

37 45 18 2,72 0,99 

Durch das persönliche Kennen- 
lernen prominenter Politiker 

16 42 43 3,28 0,97 

Durch Dritte-Welt-Partnerschaften 58 34 9 2,37 0,90 

Für weniger sinnvoll wird das „Kennenlernen prominenter Politiker" gehalten. 
Die Mehrheit geht zwar nicht so weit, dies als eine ungeeignete pädagogische Maß-
nahme zu sehen, aber nur 16 Prozent halten sie fir sehr sinnvoll oder sinnvoll. 
Dies entspricht der schon in früherem Zusammenhang deutlich gewordenen Kri-
tik der Befragten an den gegenwärtigen Politikern und der politischen Kultur, die 
sie als eine zentrale Ursache fur die Politikverdrossenheit von Jugendlichen an-
sehen. Ähnlich skeptisch äußern sich die Experten und Expertinnen deshalb auch 
zu „dem Besuch politischer Veranstaltungen mit der Schulldasse" (37 %) oder ei-
ner „vergleichenden Diskussion von Parteiprogrammen" (40 %). 

Uneinheitlich schätzen die Experten und Expertinnen die politische Arbeit mit 
Randgruppen ein. Wie schon erwähnt, sehen sie „gemeinsame Projekte mit 
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ausländischen Jugendlichen" als pädagogisch sinnvoll an (80 %), deutlich we-
niger aber die Teilnahme „an Projekten zur Reintegration von Jugendlichen 
aus Randgruppen" (60 %) und „Dritte-Welt-Partnerschaften" (58 %). Nur 37 
Prozent halten schließlich eine „direkte Konfrontation mit Armut und Rand-
gruppen" fir pädagogisch sinnvoll oder sehr sinnvoll. 

Deutlich wird auch in diesem Zusammenhang wieder, welch hohen Stellen-
wert die Expertinnen und Experten dem Schulleben einräumen. Sie meinen, 
dass sich politische Kompetenzen am besten fördern lassen durch „demokra-
tische Umgangsformen in der Schule". Niemand der Befragten ist der Mei-
nung, demokratische Umgangsformen seien weniger wichtig. 

6. Zusammenfassende Diskussion 

Ursachen fir die schlechte Realisierung anspruchsvoller Lernziele politischer 
Bildung sehen die Befragten in unserer Studie vor allem in den Bedingungen 
politischer Bildung in der Sekundarstufe I. Dies sind vor allem der enge zeit-
liche Rahmen für politischen Unterricht und die Begrenzung auf Vormittags-
unterricht. Die Befragten betonen aber auch die Politikverdrossenheit der Ju-
gendlichen, die sie wiederum auf Probleme der politischen Kultur in 
Deutschland zurückfahren. 

Maßnahmen zur Verbesserung der politischen Bildung in der Sekundarstufe I 
sehen sie vor allem in der Kooperation mit externen Experten und Expertin-
nen, in einer fächerübergreifenden Kooperation und in handlungsorientierten 
Lernformen sowie in einer Öffnung von Schulen nach außen. Projektwochen, 
Workshops und Arbeitsgemeinschaften werden als sinnvoll eingeschätzt.. 

Die Ergebnisse unserer Expertenbefragung stehen in Übereinstimmung mit un-
seren anderen Vorstudien der 1. Projektphase. In einer Analyse der Lehrpläne 
aller 16 Bundesländer far die Sekundarstufe haben wir herausgefunden, dass 
far politischen Unterricht in der Sekundarstufe nur durchschnittlich knapp eine 
Wochenstunde vorgesehen ist (Trommer 1999). Ferner wird der Unterricht häu-
figer fachfremd erteilt und fällt zudem öfter aus als andere Unterrichtsfächer. 
Nur zwei Bundesländer beginnen vor der 7. Klasse mit politischem Unterricht. 
Gleichzeitig formulieren die Rahmenrichtlinien jedoch sehr anspruchsvolle 
Lernziele, deren Realisierung angesichts der gegebenen Rahmenbedingungen 
unrealistisch erscheint. 

Die Sichtung von Schulprojekten, die fir das Förderprogramm „Demokratisch 
Handeln" eingereicht wurden, zeigt, dass Projekte zusätzliche Möglichkeiten 
far politische Bildung über den Fachunterricht hinaus nutzen (Handle, 1997, 
1999). Sie greifen dabei Themen auf, die auch in der Einschätzung der Exper-
tinnen und Experten einen hohen Stellenwert fir politische Bildung haben, je-
doch in den Lehrplänen oft weniger wichtig erscheinen, wie Kooperation im 
Schulleben, Verständnis für Minderheiten, friedliche Konfliktlösung, Ausein-
andersetzung mit der nationalsozialistischen Vergangenheit und Umweltschutz. 
In vielen Projekten finden sich auch Empfehlungen der Expertinnen und Ex-
perten zur Verbesserung politischer Bildung realisiert: Kooperation mit ande-
ren Fächern und mit Externen, Projektwochen und Arbeitsgemeinschaften. 

In der politischen Bildung der Bundesrepublik Deutschland werden also an-
spruchsvolle Ziele formuliert, die aufgrund ungünstiger gesellschaftlicher und 
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schulischer Rahmenbedingungen als wenig erreicht eingeschätzt werden. An-
dererseits benennen die befragten Experten und Expertinnen jedoch auch Maß-
nahmen, die die politische Bildung an Schulen verbessern können.
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